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Antrag Nr. 6 

 

der Fraktion Sozialdemokratischer Gewerkschafter:innen 

an die 185. Vollversammlung der Kammer für Arbeiter und Angestellte für Wien 

am 28. Mai 2026 

 

 

Gesundheitsschutz an jedem Arbeitsort! Auch auswärtige Arbeitsstellen müssen 
sicher sein und dürfen der Gesundheit nicht schaden.  

 

 

Für Arbeitsstätten und Baustellen gibt es auf die Umgebung und Tätigkeit angepasste Bestimmungen zur 

Sicherheit und zum Gesundheitsschutz. Bei Arbeiten außerhalb von Betrieben gibt es für die 

Arbeitnehmer:innen keine konkreten Regelungen, welche auf deren spezielle Situation abstellen. Das betrifft 

insbesondere Arbeitnehmer:innen in der mobilen Pflege, beim Außendienst oder bei Montagen. Arbeiten im 

Transport- und Verkehrswesen oder an Orten wie bei Freiluft-Veranstaltungen zählen ebenso zu den 

sogenannten auswärtigen Arbeitsstellen. Probleme wie der Zugang zu Toiletten, fehlende 

Pausenmöglichkeiten oder Rückzugsräume, ungeeignete Arbeitsmittel und schlechte ergonomische 

Bedingungen stehen auf der Tagesordnung. Auch die Auswirkungen des Klimawandels sind besonders 

spürbar, wenn sich bspw die für die Arbeit genutzten Fahrzeuge stark erhitzen und so Belastungen für die 

Arbeitnehmer:innen verschärfen. Ziel des Arbeitnehmer:innenschutzrechtes muss daher sein, Sicherheit und 

Gesundheit von Arbeitnehmer:innen an diesen Arbeitsplätzen zu schützen. Gute Arbeitsbedingungen sind 

entscheidend, um die Arbeitsfähigkeit langfristig zu erhalten und gesund zu bleiben. 

 

Der regelmäßige Gang zur Toilette ist ein menschliches Grundbedürfnis, das keinesfalls eingeschränkt werden 

darf. An vielen Arbeitsplätzen, insbesondere bei Lenker:innen von Fahrzeugen, ist es aber nicht 

selbstverständlich. Oft werden Arbeitnehmer:innen gezwungen menschenunwürdige Alternativen zu ergreifen 

oder sie verzichten auf das Trinken und Essen. Dies kann zu gravierenden gesundheitlichen Schäden führen. 

Entsprechend gut geplante Einsätze und Pausen, die es ermöglichen eine Toilette zu nutzen, müssen im 21. 

Jahrhundert Mindeststandard sein! Der Weg „ins Grüne“, also das Urinieren in der Öffentlichkeit, darf keine 

Alternative sein und stellt in Österreich überdies eine Verwaltungsübertretung dar, die sehr teuer werden kann. 

Es ist die Verpflichtung der Arbeitgeber:innen, Arbeitseinsätze so zu organisieren und zu planen, dass es 

Arbeitnehmer:innen möglich ist unter hygienisch einwandfreien Umständen eine Toilette aufzusuchen. Um 

dies sicherzustellen muss das Arbeitnehmer:innenschutzrecht entsprechend angepasst und konkretisiert 

werden. 

 

Arbeitnehmer:innen müssen an auswärtigen Arbeitsstellen oftmals Fahrzeuge ihrer Arbeitgeber:innen lenken, 

sei es für Kund:innenbesuche oder als Fahrer:innen im öffentlichen Verkehr. Die Klimakrise erhöht 

Außentemperaturen und Sonneneinstrahlung, wodurch die Innentemperatur in unklimatisierten Fahrzeugen 

stark ansteigt. Fahrzeuge mit schlecht isolierenden großen Fensterflächen begünstigen diesen Umstand. 

Untersuchungen zeigen, dass mit steigender Innenraumtemperatur die Konzentrationsfähigkeit sinkt und die 

Reaktionszeit zunimmt. Das erhöht die Unfallhäufigkeit drastisch. Insbesondere hohe Temperaturen 

beeinflussen die Leistungsfähigkeit und Aufmerksamkeit der Fahrer:innen negativ. Um die Leistungsfähigkeit 

und Sicherheit nicht nur der Arbeitnehmer:innen sondern auch von Dritten zu gewährleisten, sind klimatisierte 

Fahrzeuge bei Hitze einzusetzen. So kann auch das Öffnen von Fenstern und damit Lärm, Zugluft und direkte 

UV-Strahlung vermieden werden. Die Kosten einer Klimaanlage sind im Verhältnis zu den Anschaffungskosten 



 

10.06.2026 FSG - VV 185 / Antrag 6 2 von 2 

eines Fahrzeugs gering, der Nutzen ist sehr groß. Klimaanlagen können auch nachträglich eingebaut werden, 

besonders bei Fahrzeugen mit langer Restnutzungsdauer, wie zB bei Schienenfahrzeugen. 

 

Fehlende ergonomische Arbeitsmittel, stellen auf auswärtigen Arbeitsstellen ein weiteres Problem dar und 

führen oft zu vermeidbaren Muskel- und Skeletterkrankungen. Auch die sichere Verwahrung von persönlichen 

Wertgegenständen oder der persönlichen Bekleidung ist oft nicht möglich. All diese Probleme gehen mit 

geringen Gestaltungsmöglichkeiten und fehlender Unterstützung durch die Arbeitgeber:innen einher und 

führen so zusätzlich zu Belastungen, die durch bessere Planung und Organisation vermeidbar wären.  

 

Auch das Thema Kälte stellt nach wie vor ein großes Problem dar. Bei Arbeit unter Kälte im Freien gibt es 

anders als in Arbeitsstätten keine Temperaturuntergrenzen. Im Rahmen der allgemeinen Verpflichtungen des 

ASchG werden in aller Regel lediglich Kälte- und Wetterschutzkleidung zur Verfügung gestellt. 

 

Die Vollversammlung der Kammer für Arbeiter und Angestellte für Wien fordert daher die zuständigen 

Ressorts und den Gesetzgeber auf, einen wirksamen Schutz auf auswärtigen Arbeitsstellen 

sicherzustellen, indem im Arbeitnehmer:innenschutzgesetz und entsprechenden Verordnungen 

Regelungen mit folgenden Inhalten etabliert werden: 

 

▪ Zugang zu grundlegenden sanitären Einrichtungen wie Toiletten und Waschmöglichkeiten 

▪ Organisatorische Maßnahmen zur Sicherstellung erholsamer Pausen 

▪ Verpflichtung zur Klimatisierung von regelmäßig genutzten Fahrzeugen, wie Dienstfahrzeuge und 

Schienenfahrzeuge 

▪ Arbeitsmittel müssen den ergonomischen Anforderungen entsprechen 

▪ Gewährleisten, dass persönliche Gegenstände sicher verwahrt werden können 

▪ Systematische Evaluierung und Dokumentation der Arbeitsbedingungen 

▪ Ausdrückliche Regelungen der erforderlichen technischen, organisatorischen und 

personenbezogenen Schutzmaßnahmen bei Arbeit in Kälte und kalter Witterung im Freien analog 

zur Hitzeschutz VO 

▪ Etablierung von Kältebereichs- und Wind Chill Dimensionen für Arbeiten im Freien anhand der 

arbeitsmedizinisch anerkannten Grenzwerte 

▪ Sicherstellung, dass organisatorische Maßnahmen auch entlang der Auftragskette (insb auf 

Baustellen, beim Montagekunden etc) eingehalten werden müssen 

▪ Wo keine organisatorischen Maßnahmen möglich sind, müssen verpflichtete Aufwärmpausen in 

regelmäßigen Abständen ermöglicht werden, auch bei dislozierten Arbeiten 

 

 

 

 

 

 

 
 

 
 

Angenommen  Zuweisung  Ablehnung  Einstimmig  Mehrheitlich  

 


